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Politik als Diskurs

(erschienen in: Basiswissen politische Bildung. Bd. 2. Hg. v. Dirk Lange u. Volker Reinhardt. 2007)

Nach einer begrifflichen Abgrenzung erläutert der Beitrag die Herkunft der Frage nach Politik als Diskurs aus den gesellschaftsgeschichtlichen Aufgabenstellungen der Moderne. In der Zeit der Aufklärung sind, insbesondere durch I. Kant, die gedanklichen Grundlagen für ein Verständnis von Gesellschaft und Politik gelegt worden, welches schließlich Politik als die Form begreifen kann, in der Gesellschaften sich selbst steuern. Die Diskurstheorie von Habermas und Apel zeigt, wie die dafür unerlässliche Voraussetzung intersubjektiver Geltung in den Kommunikationsverhältnissen selbst gefunden und entwickelt werden kann. Da unter diesem Blickwinkel Kommunikationsprozesse zugleich auch gesellschaftliche Lernprozesse sind, lässt sich die Diskurstheorie in eine Theorie gesellschaftlichen und politischen Lernens übersetzen, die ein hohes Anregungspotential für didaktische Reflexion enthält.

Auch wenn Diskurse über Politik seit der Antike schon für die Hervorbringung politischer Theorien sorgen (Ch. Meier 1989, Sp.1038ff.; W. Reinhard 2000, S. 100ff), so ist die Frage nach Politik als Diskurs – also nach diskursförmiger Politik oder politikförmigen Diskursen – erst eine Fragestellung der Moderne seit der Aufklärung. Denn sie setzt „Öffentlichkeit“ und „Volkssouveränität“ als Realkategorien politischer Gestaltung zumindest soweit voraus, dass politische Praxis auf ihre Verwirklichung zielen kann. Erst unter den Bedingungen von Öffentlichkeit als Sphäre gesellschaftlicher Selbstverständigung und Volkssouveränität als Legitimationsquelle politischer Macht kann der Begriffskern von Politik sich wandeln: Er verschiebt sich von Politik als einer Kunst / Technik der Machtausübung zu Politik als der Form, in der Gesellschaften sich selbst steuern. Die Frage, wie Gesellschaften sich selbst steuern und wie sie Heranwachsende zur Teilnahme an dieser Selbststeuerung befähigen können, ist seitdem eine zentrale Frage politischer Theorie und politischer Bildung.

Zur Abgrenzung: Diskurstheorie und Diskursanalyse

Bevor diese Frage in ihrem gesellschaftsgeschichtlichen und gesellschaftstheoretischen,  aber auch bildungstheoretischen Zusammenhang erörtert werden kann, ist eine Vorklärung  hinsichtlich des Diskursbegriffs notwendig. Er wird in der heutigen Wissenschaftssprache der Gesellschafts- und Politikwissenschaften in zwei Versionen verwendet, die sich in dem in ihnen fokussierten Erkenntnisinteresse so deutlich unterscheiden, dass nahezu von zwei verschiedenen Begriffsinhalten gesprochen werden muss.(Nonhoff 2004, S.65ff.) Wird „Diskurs“ in normativer Einstellung gebraucht, wie in den diskurs- und gesellschaftstheoretischen Arbeiten von Jürgen Habermas oder Karl Otto Apel, so richtet sich das Interesse darauf, wie gesellschaftliche Selbstverständigung sich ihrer selbst als vernünftig und einschließend vergewissern kann. Wird „Diskurs“  hingegen in analytischen Einstellung gebraucht, wie in den auf Foucault oder – in der Politikwissenschaft – auf Laclau / Mouffe (1991) zurückgehenden Diskursanalysen, so richtet sich das Interesse auf die sich in öffentlichen Diskursen herausbildenden herrschenden Meinungen , „normalen“ Einstellungen oder hegemonialen Denkweisen. Während der analytische Diskursbegriff auf eine theoriegeleitete Methode der Forschungspraxis („Diskursanalyse“) geht, in der die Individuen v.a. Gegenstand des Forschungsinteresse sind, will der normative Zugang aus der Perspektive der Individuen als Akteure, als Autoren der Volkssouveränität, klären, unter welchen kommunikativen Voraussetzungen Verständigung unter Staatsbürgern so gelingen kann, dass die Legitimation übertragener Herrschaft aus einschließender Selbstverständigung in gesellschaftlichen Diskursen hervorgeht. Diskurse in diesem Sinn sind also Debatten über die wesentlichen Entwicklungsfragen der Gesellschaft und über die Maßstäbe, nach denen sie zu beurteilen und zu entscheiden sind. Es ist eben diese theoretische Struktur, in der aus der Perspektive staatsbürgerlicher Individuen nach den Möglichkeiten gelingender Partizipation und überindividueller Verständigung gefragt wird, die den diskurstheoretischen Ansatz für eine subjektorientierte politische Bildung so interessant macht.

Problem der Moderne: Legitimation aus dem Diesseits

Gesellschafts- und theoriegeschichtlich gehört die Frage nach Politik als Diskurs in den Zusammenhang der epochalen Umstellung gesellschaftlicher und individueller Selbstverständnisse in der Herausbildung der Moderne. In dem Maß, wie die Überzeugungskraft traditionaler und religiöser Welterklärungen, mithin auch die Legitimation der Welt- und Gesellschaftsordnung aus Herkunft und Jenseits nachließen, mussten selbst tragende, also in den Menschen und ihren Vergesellschaftungsformen verankerte Welt- und Selbstverständnisse erzeugt werden. Die Lösung dieser Aufgabe ist im wesentlichen auf drei – noch heute relevanten Wegen – angegangen worden: Indem aus dem Bedürfnis nach Selbsterhaltung die Bereitschaft zur Unterordnung unter eine verlässliche, staatliche Friedensordnung als Gewaltmonopol abgeleitet wurde (der Weg von Hobbes), indem man das einigende Band als der wechselseitig zugestandenen, rechtlich gesicherten privaten Nutzenverfolgung (Besitzindividualismus, Vertragsfreiheit) entstehen ließ (der liberale Weg; Locke) oder in einer Bestimmung individueller Autonomie oder Mündigkeit, die ihre Maßstäbe aus der Erprobung ihrer Verallgemeinerung in der realen oder virtuellen Öffentlichkeit aller anderen gewinnt (der republikanische Weg; Kant). Wie schon hier zu sehen, entstehen auf diesen unterschiedlichen Wegen, Gesellschaftlichkeit im Diesseits statt im Jenseits zu verankern, auch jeweils verschiedene Grundeinstellungen zur Politik. Sie lassen sich als Bürgerrollenkonzepte fassen, die in typologischer Zuspitzung als Selbstverständnisse von Untertanen (im Sicherheit verbürgenden Staat von Hobbes),von Wirtschaftsbürgern (dem an der Gewährleistung / Sicherung privater Handlungsfreiheit interessierten liberalen Bourgeois) oder von partizipationsinteressierten Citoyens (im republikanischen Verständnis selbstgestalteter Politik) bezeichnet werden können.

Zentrale Motive der Diskurstheorie und ihre geschichtlichen Wurzeln

Die heutige Diskurstheorie nimmt zentrale Motive dieses dritten Lösungsweges auf, der von Kant seinerzeit gleichsam in den republikanischen Erwartungshorizont seiner Zeit hineingeschrieben worden ist. Es sind dies insbesondere: die zentrale Stellung der Öffentlichkeit (a), die Verschränkung von individueller und gesellschaftlicher Autonomie in der Teilhabe an dem Gebrauch von überindividuellen, insofern gesellschaftlichen Vernunftsressourcen (b), die Sicherung von Geltungen aus überindividuell gedachtem Vernunftvermögen (c) und das – bereits in a – c durchgängige – Motiv eines einschließenden Universalismus (d).

a) Öffentlichkeit und Aufklärung

Schon Kants Bemerkung, dass „der Ausgang des Menschen aus seiner selbstverschuldeten Unmündigkeit“ eher möglich, ja „beinahe unausbleiblich“ ist, wenn „ein Publikum sich selbst aufkläre“ (Kant, Aufklärung, Werke Band 9; S. 53 und 54), unterstreicht den logischen und empirischen Zusammenhang von Aufklärung als gesellschaftlicher Selbstverständigung, individueller Mündigkeit und Öffentlichkeit. Kants Beobachtung spiegelt nicht nur die realhistorische Erfahrung der Wirksamkeit diskutierender Öffentlichkeiten im 18. Jahrhundert, sondern auch die Einsicht, dass die soziale Welt sich ganz neu konfiguriert: In der sich ausdifferenzierenden Gesellschaft bildet sich nicht nur die Ökonomie als eigenständiges bürgerliches Tätigkeitsfeld heraus, in welchem der materielle Verkehr der Gesellschaft über das Medium Geld geregelt wird, sondern auch die Sphäre der Öffentlichkeit, die der Staatsmacht gegenübertritt als eine Sphäre der Kritik und Kontrolle, in der sich Selbstverständigungs- und Selbststeuerungsansprüche der Gesellschaft artikulieren. Ähnlich wie im französischen 18. Jahrhundert bildet auch in Deutschland im 19. und 20. Jahrhundert, in exemplarischer Dichte in den Jahren vor 1848, die Öffentlichkeit der politischen Diskurse das Feld, auf welchem die Gesellschaft ihre politischen Freiheits- und Teilhaberechte (Freiheit der Rede, Meinung, Publikation, Versammlung, Parteibildung sowie allgemeines und gleiches Wahlrecht) einfordert, ausübt und – im gelingenden Fall – schließlich konstitutionalisiert. Der „Strukturwandel der Öffentlichkeit“, den Jürgen Habermas (Habermas 1962; 1990) gleichsam als historische Vorklärung der Diskurstheorie von der repräsentativen Öffentlichkeit der Höfe bis zur vermachteten medialen Öffentlichkeit unserer Tage analysiert, bildet den historisch mitlaufenden Indikator für Form und Wirksamkeit von Öffentlichkeit als genuiner Sphäre gesellschaftlicher Selbstverständigung. Sie lasse sich „am ehesten als ein Netzwerk für die Kommunikation von Inhalten und Stellungnahmen, also von Meinungen beschreiben; dabei werden die Kommunikationsflüsse so gefiltert und synthetisiert, dass sie sich zu themenspezifisch gebündelten öffentlichen Meinungen verdichten“. Wie die Lebenswelt insgesamt, so reproduziere sich „die Öffentlichkeit über kommunikatives Handeln, für das die Beherrschung einer natürlichen Sprache ausreicht“ (Habermas 1992, S. 436), schließlich als „eine Kommunikation unter Fremden“, die „in komplex verzweigten Öffentlichkeiten über weite Distanzen geführt wird“ (ebd. S. 442). Historische Schule der Überführung lebensweltlicher in öffentliche Kommunikation waren die bildenden Einrichtungen der bürgerlichen Gesellschaft wie Lesevereine und Salons, nicht zuletzt das öffentliche Bildungswesen selbst; heute bieten die selbstorganisierten Einrichtungen der Zivilgesellschaft ein wichtiges Feld des Transfers von lebensweltlicher in öffentliche Kommunikation (ebd. S. 443ff).

b) Die Verschränkung von privater und öffentlicher Autonomie

Die Aufgabe, dem in der Moderne auf sich gestellten Einzelnen eine neue Orientierung für seine moralischen – also den Umgang mit anderen – betreffenden Entscheidungen zu geben, hat Kant mit einer seither berühmten Denkfigur gelöst. In allen Formulierungen des „Kategorischen Imperativs“ denkt zwar ein einzelner über die moralische Berechtigung seiner Handlung nach, aber die richtige Lösung findet er nur, wenn er die Frage zugleich aus der Perspektive aller anderen stellt. Der Grundsatz, nach dem er handelt, muss also universalisierbar, verallgemeinerungsfähig sein. „Seine Maximen jederzeit aus dem Gesichtspunkt seiner selbst, zugleich aber auch jedes anderen vernünftigen als gesetzgebenden Wesens ... nehmen zu müssen (Kant, Band 6, S. 72), die Pflicht also zu Perspektivenverschränkung durch die Probe auf die Verallgemeinerbarkeit des Handlungsgrundsatzes, setzt die Gleichheit aller voraus und schließt die wechselseitige Anerkennung ihrer Autonomie ein. In so akzeptierten Grundsätzen des Handelns wäre „die Menschheit, sowohl in deiner Person, als in der Person eines jeden anderen, jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als Mittel“ gedacht (ebd. S. 61). Nur in wechselseitiger Anerkennung, Selbstzweck, also autonom zu sein, kann individuelle Autonomie, die nicht regellose Willkür, sondern Selbstgesetzgebung ist, gedacht werden. Demnach ist das „Prinzip der Autonomie“ des einzelnen nichts anderes, als die Probe auf seine gesellschaftliche Verallgemeinerungsfähigkeit: „nicht anders zu wählen, als so, dass die Maximen seiner Wahl in demselben Wollen zugleich als allgemeines Gesetz mit begriffen seien“ (ebd. S. 74f). Der Gedanke, dass individuelle Autonomie nur zugleich mit der Autonomie aller anderen, also gesellschaftlich gedacht und verwirklicht werden kann, ist in verschiedenen Versionen ein Grundmotiv heutigen diskurstheoretischen Denkens. Für ein Verständnis von Politik als Diskurs in einer didaktischen Fragehaltung sind zwei Versionen dieses Grundmotivs besonders aufschlussreich: 

Die sozialisationstheoretische Version des Theorems von der

Gleichursprünglichkeit privater und öffentlicher Autonomie betont die von G.H. Mead im Anschluss an Kant herausgearbeitete Einsicht, „dass Personen als sprach- und handlungsfähige Subjekte nur auf dem Wege der Vergesellschaftung individuiert werden ... In diesen Bildungsprozessen entstehen und erhalten sich gleichursprünglich die Identität des Einzelnen und des Kollektivs, dem dieser angehört“ (Habermas 1991, S. 69). Die in solchen kommunikativen Alltagspraxen erfahrenen und erlernten Symmetriebeziehungen, Wechselseitigkeitserwartungen und verständigungsorientierten Einstellungen bilden die Voraussetzung zur Teilnahme an Diskursen, in denen Maßstäbe gesellschaftlichen, also nicht mehr bloß lebensweltlichen Zusammenlebens wie Gerechtigkeit oder Solidarität unter Fremden unter Universalisierungsgesichtspunkten verhandelt werden. Von dieser Version der ‚Gleichursprünglichkeit’, also der wechselseitigen Bedingtheit privater und öffentlicher Autonomie ausgehend, ist Kohlbergs Theorie der Moralentwicklung diskurstheoretisch aufgenommen und erweitert worden (Habermas 1983 und 1991, Apel 1988).

Die demokratietheoretische Version des Theorems ruht auf einer diskurstheoretischen Umformulierung des Kantischen Universalisierungsgrundsatzes auf. Während bei Kant die Gesellschaftlichkeit der individuellen Moralentscheidungen gleichsam virtuell im Gewissen des einzelnen aufscheint, fordert die Diskurstheorie, eben diese „ideale Rollenübernahme, die nach Kant von jedem einzeln und privatim vorgenommen wird, in eine öffentliche, von allen gemeinsam durchgeführte Praxis zu überführen“ (Habermas, 1992, S. 141). Dabei wird der Universalisierungsgrundsatz als „Diskursprinzip“ gefasst: „Gültig sind die Handlungsnormen, denen alle möglicherweise Betroffenen als Teilnehmer an rationalen Diskursen zustimmen können.“ (ebd. S. 136). Wird das Diskursprinzip mit der Rechtsförmigkeit parlamentarischer Gesetzgebungsverfahren verknüpft, so leistet es als „Demokratieprinzip“ vor allem zweierlei: es gewährleistet, dass die Adressaten der Gesetze sich als deren Urheber, weil sie Teilhaber demokratischer Selbstbestimmungspraxis sind, wahrnehmen können und es entlastet die moralische Selbstbestimmung des einzelnen von der Notwendigkeit der ständigen Einzelprüfung durch die generalisierte Zustimmung zu einem unparteiische, diskursiven und inklusiven Verfahren, welches durch diese Eigenschaften Legitimität erzeugt. (Habermas 2005, S. 100)

c) Intersubjektive Geltung und ihre Begründung

Allerdings geht der diskurstheoretische „Entwurf von Politik als normativer verständigungsorientierter Kommunikation“ (Schmalz-Bruns / Hitzel-Cassagnes 2003, S. 159) keineswegs allein in Verfahrens- oder Institutionenvertrauen auf. Seine besondere Attraktivität besteht ja gerade darin, dass er Politik aus der Perspektive des staatsbürgerlichen Akteurs entwirft, dem als Handlungsfeld ja nicht allein die Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen, sondern auch das Feld einer diskursiven Öffentlichkeit offen steht, auf dem die Zukunftsfragen der Gesellschaft verhandelt werden. Gleichgültig, ob der einzelne sich als Zuhörer oder aktiver Teilnehmer dieser vielstimmigen Debatten in öffentlichen Arenen verhält, so hat seine Teilnahme für ihn nur Sinn, wenn sie in der Gewissheit geteilter Regeln der Geltung erfolgt, oder genauer: in der Gewissheit erfolgt, dass problematisch gewordene Geltungsansprüche in Diskursen geprüft werden, in denen alle Beteiligten „den zwanglosen Zwang des besseren Arguments zum Zuge kommen lassen“ (Habermas 2005, S. 20). Solche Gewissheit findet die Diskurstheorie in dem für sie zentralen Argument, dass die Grundlagen intersubjektiver Geltung bereits in den Voraussetzungen liegen, auf die sich Kommunikationsteilnehmer einlassen, wenn sie kommunizieren. So bildet, wenn Subjekte sich über „Sachverhalte“ etwa in der Welt verständigen wollen, der Bezug zu einer gemeinsamen objektiven Welt eine ebenso notwendige Voraussetzung wie die von ihnen geteilte Überzeugung, dass Aussagen über die Sachverhalte nach rationalen Regeln auf  ihren Wahrheitsgehalt geprüft werden können. Selbst wenn sich herausstellen sollte, dass diese Rationalitätsunterstellung von einem der Teilnehmenden nicht eingelöst wird, bleibt sie erhalten, weil ja auch das Faktum der Nichteinlösung nur an ihr festgestellt werden kann. Die Unterstellung argumentativer Zurechnungsfähigkeit, also der Fähigkeit, „sein Handeln an Geltungsgründen zu orientieren“, gilt auch kontrafaktisch, bleibt also trotz aller empirischer Enttäuschungen für Kommunikation konstitutiv, also unerlässlich. Selbst derjenige, der diesen Grundsatz  bestreiten wollte, bliebe, so könnte man mit Apel (1980 / 81, 2, S. 73) und Kuhlmann (1981, S. 56) zeigen, auf ihn angewiesen.

Diese starke Verankerung von Geltungsansprüchen in den zwingenden Voraussetzungen von Kommunikation überhaupt gilt auch, wenn es in der sozialen Welt, der „Welt legitim geregelter sozialer Beziehungen“ (Habermas, 2005, S. 93) um moralische Urteile und die ihnen zugrunde zu legenden Maßstäbe geht. Hier ist es besonders einleuchtend, dass Macht, Interessen und Werte, die in Konflikten, die ja meist den Anlass zu moralischen Diskursen bieten, eine starke Rolle spielen, neutralisiert, gleichsam rationalisierungsfähig gemacht werden müssen. Das ist der Sinn der in der Habermasschen Diskurstheorie immer wieder hervorgehobenen vier Voraussetzungen, auf die sich Teilnehmer rationaler Diskurse einlassen müssen:

„(a) Inklusivität: Niemand, der einen relevanten Beitrag leisten könnte, darf von der Teilnahme ausgeschlossen werden;

  (b) Gleichverteilung kommunikativer Freiheiten: alle haben die gleiche Chance, Beiträge zu

leisten; 

(c) Aufrichtigkeitsbedingung: die Teilnehmer müssen meinen, was sie sagen;

(d) Abwesenheit von kontingenten äußeren oder der Kommunikation innewohnenden

Zwängen: die Ja/Nein-Stellungnahmen der Teilnehmer zu kritisierbaren Geltungsansprüchen

dürfen nur durch die Überzeugungskraft einleuchtender Gründe motiviert sein.“ (Habermas

2005, S. 89)

Dass es sich dabei um „Idealisierungen der Erkenntnissituation“ (ebd.) handelt, spricht weder gegen ihre Notwendigkeit, noch gegen ihre Wirksamkeit. Notwendig sind sie, in diesem Sinne konstitutiv, weil ohne Symmetrierung der Teilnahmebedingungen kooperative Wahrheitssuche unmöglich wäre, wirksam sind sie, in diesem Sinn regulativ, weil sie Maßstäbe der Kritik faktischer Diskursverläufe bilden.

d) Universalistischer Denkansatz und Herausforderungen der Globalisierung

Diskurstheorie und die Vernunftmoral der Diskursethik sind ihrem Begriff nach universalistisch. Wie aus den bisherigen Darlegungen schon ersichtlich, ist es gerade das Spezifikum der sich aus den Kantschen Motiven speisenden Selbstreflexionen der Moderne, nach Geltungsgründen zu suchen, die allgemeine, also nicht zeitlich, räumlich oder nach Personengruppen oder Situationen eingeschränkte Geltungen begründen können. Die universalistische Normativität der Diskurstheorie bildet deshalb eine starke Folie der Kritik von Verhältnissen, die durch Exklusionen und Ungleichheiten bestimmt sind.

Die realhistorische Mächtigkeit und Tragweite dieses Gesichtspunkts lässt sich etwa daran ablesen, dass es die Zerstörung des moralischen Universalismus durch eine strikte Trennung von Binnen- und Außenmoral war, welche – wie man sagen könnte – das zentrale Betriebsgeheimnis der nationalsozialistischen Weltkonstruktion und Vernichtungsenergie gebildet hat (Steffens 1990; Welzer 2005). Im Gegenzug sind es in den Nachkriegsjahrzehnten insbesondere die diskurstheoretischen Argumente von Habermas und Apel gewesen, auf sich ein weithin akzeptierter Nachkriegskonsens stützen konnte, nach welchem ein prinzipiengeleiteter, autonomiebasierter moralischer Universalismus zum Maßstab der Beurteilung der nationalsozialistischen Vergangenheit ebenso wie gegenwärtiger Politik wurde. Deshalb war es kein Zufall, dass Jürgen Habermas, indem er eben diese Position verteidigte und stärkte, zum Protagonisten des „Historikerstreits“ der achtziger Jahre wurde.

Unter den Herausforderungen der Globalisierung zeigt sich eine weitere Stärke eines diskurstheoretisch angeleiteten Politikverständnisses. Aus der Perspektive der Bürger als Diskursteilnehmer angelegt, bildet es einen starken Gegenentwurf gegen Politikverständnisse, die gleichsam von oben (aus der Perspektive der professionellen Akteure der Macht) vor allem an der Steuerungsleistung des politischen Systems interessiert sind. Aus seiner Perspektive erschließen sich für das im Gravitationsfeld der Globalisierung sich neu konfigurierende Handlungsfeld der Politik folgende Problemzonen, Lernchancen und Gestaltungsaufgaben:

· Als universalistische Vernunftmoral kann Diskurstheorie die normativen Gesichtspunkte hervorheben, unter denen eine sich faktisch vollziehende Veränderung von Gesellschaft in Weltgesellschaft stehen sollte. Nach ihrer inneren Logik lässt sich eine solche Ausweitung nur unter den Gesichtspunkten von Gleichheit, Wechselseitigkeit der Anerkennung, Gerechtigkeit und geteilten Regeln der Geltung / Diskursrationalität denken.

· Als Demokratietheorie aus der Perspektive der Teilhabe erfasst ein diskurstheoretisches Politikverständnis nicht nur in aller Schärfe die Legitimationsprobleme, die sich in Mehrebenenpolitiken aus der Schwächung des inneren, republikanischen Zusammenhangs von Adressaten und Autoren der Politik ergeben. Sie vermag darüber hinaus Regeln zu entwickeln, nach denen ein republikanisches Partizipationsverständnis sich in einem deliberativen Politikverständnis aufheben kann, welches Teilhabechancen stärker von der Wirkung einschließender Diskurse her denkt.

· Als Theorie diskursiver Öffentlichkeiten fokussiert der Denkansatz die Sphäre gesellschaftlicher Selbstverständigung, die unter der Bedingung entgrenzter, globalisierter Verhältnisse unter einem doppelten Leistungsdruck steht: die globalen Konnotationen aller internen gesellschaftlichen Entwicklungsprobleme angemessen und transparent aufzunehmen und Wege für die Entwicklung und Weiterentwicklung weltgesellschaftlicher Öffentlichkeitsstrukturen zu zeigen.

· In engem Zusammenhang damit hat die Diskurstheorie auch Grundzüge einer Theorie gesellschaftlichen Lernens entwickelt. Von ihrer Grundfrage aus, wie sich der selbstverständlichen Ethik der Nahbeziehungen eine gleichwohl inklusive Sozialmoral der Fernbeziehungen an die Seite stellen lässt, lassen sich die Entwicklungsschübe der Moderne als kollektive Lernprozesse deuten. Vom Stachel konflikthafter Dezentrierung eingelebter Perspektiven angetrieben, erweitern sich in ihnen die Horizonte gesellschaftlicher Selbstverständigung und des Weltverständnisses. In diesem Licht lässt sich auch die mit ‚Globalisierung’ gemeinte Transformationskrise als eine anstehende Aufgabe gesellschaftlichen Lernens deuten (Habermas 1998).

Anregungspotenziale für Politische Bildung und ihre Didaktik

Die Diskurstheorie lässt sich – dies dürfte nach ihrer Darstellung auf der Hand liegen – als eine Theorie politischen Lernens in der Moderne lesen. Wie eingangs angedeutet, ist dazu nichts anderes als ein nahe liegender Blickwechsel nötig: Wenn Diskurstheorie die Voraussetzungen und Formen gesellschaftlicher Selbststeuerung analysiert, so beschreibt sie damit ganz unvermeidlich auch, wofür und worin sich Heranwachsende bilden müssen, um künftige Autoren dieser Selbststeuerung zu werden. Der Übersetzungsvorgang in didaktische Reflexion soll hier nicht lexikalisch durchbuchstabiert, sondern an zwei zentralen Aspekten -  „Bürger als Akteur“ sowie „Öffentlichkeit und politisches Lernen“ – beispielhaft gezeigt werden.  

Bürger als Akteur

Eine politische Bildung, die die Subjekte des Lernens als künftige Autoren der Volkssouveränität ernst nimmt, findet in der Teilnehmer-Zentriertheit der Diskurstheorie eine analoge Fokussierung. Wo sich Diskurstheorie in politische Theorie übersetzt, finden sich daher elaborierte Thematisierungen von Bürgerrollen-Konzepten (Habermas 1996), in denen sich Selbstverständnis-Konzepte des gesellschaftlichen Individuums mit gesellschafts- und politikgeschichtlichen Entwicklungen und Theoriekonzepten der Moderne verbinden. Weil die Emanzipation aus den geburtsständischen Zuweisungen der feudalen Gesellschaftsordnung die einzelnen eben in einer doppelten Hinsicht freigesetzt hatte – als bedürftige Wesen, die für ihre materielle Lebensgrundlage zu sorgen hatten und als gesellschaftliche Wesen, welche ihre Erwartungen mit denen der anderen in Übereinstimmung zu bringen hatten – entfaltet sich bürgerliche Autonomie eben in zwei rollentypischen Ausprägungen, für die sich im Französischen die Begriffe „bourgeois“ und „citoyen“ herausbildeten. Wie der eigentlich unpolitische Bourgeois im Liberalismus die paradoxe Politikform einer Politik zurückdrängender Politik hervorbrachte, so der Citoyen im Republikanismus den Anspruch auf gleichberechtigte und stetige Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten  durch die Teilhabe aller. Wie sich von diesen beiden Grundeinstellungen her Politik als gesellschaftliche Selbststeuerung nach wie vor erschließen und im Hinblick auf Teilhabe- und Legitimationsmodelle ordnen lässt, hat Jürgen Habermas (1996) gezeigt, auch wenn er für heutige kulturelle und kommunikative Verhältnisse ein diskurstheoretisch moderiertes republikanisches Modell als ein drittes, deliberatives Demokratiemodell für angemessen hält. Über das Staatsbürger-Konzept als ihren Fluchtpunkt ist also politische Bildung auf das engste mit den Funktionsvoraussetzungen der Demokratie verknüpft. An der Spannung zwischen liberalem und republikanischem Staatsbürger-Konzept lassen sich wesentliche Fragen und Unterscheidungen für politische Bildung und ihre Didaktik entfalten. Wie etwa an Lehrplänen nachzuweisen (Steffens 2003), bildet die – häufig implizite Entscheidung – für einen Legitimationstyp oder ein Staatsbürgerkonzept ein Grundmuster für die weiteren curricularen und didaktischen Entscheidungen. Davon hängt ab, ob ein eher Subjekt- oder Institutionen-bezogenes Verständnis von Demokratie angeboten, ein eher aktives, eingreifendes oder ein eher passives, rezeptives Verhalten nahe gelegt wird, ob Themen und Probleme aus der Perspektive teilhabeberechtigter Bürger oder professioneller Akteure angeboten werden oder welcher Gestaltungshorizont – räumlich und sachlich – für Politik überhaupt für legitim gehalten wird.

           Öffentlichkeit und politisches Lernen

Politik als Diskurs zu betrachten, rückt in den Blick, dass es in politischen Auseinandersetzungen letztlich immer darum geht, nach welchen Gesichtspunkten die Gesellschaft sich weiter entwickeln soll. Was vordergründig oft bloß als Kampf  um unmittelbare, aktuelle Interessen, etwa Einkommensanteile erscheint, erweist sich bei genauerem Hinsehen meist auch als Teil einer Auseinandersetzung um Entwicklungslinien der Gesellschaft. Jeder wird die 10 €, die er als Praxisgebühr zahlen muss, als Schmälerung seines Einkommens empfinden; betrachtet er sie in der Sicht einer nach dem Prinzip der Gleichheit gelösten Mangelsituation („jeder muss zahlen“), wird er sie billigen oder – akzentuiert er den Gesichtspunkt sozialer Gerechtigkeit – kritisieren, weil Arm und Reich den gleichen Betrag zahlen müssen. Das Beispiel zeigt, dass politische Auseinandersetzungen und Entscheidungen immer aus zwei Einstellungen wahrgenommen werden können: aus der der unmittelbaren Betroffenheit und aus einer anderen, reflektierten, die nach einem Prinzip sucht, mit dem der Fall einer Verallgemeinerungsprobe für alle vergleichbaren oder künftigen Fälle unterzogen und auf seine gesellschaftliche Gestaltungswirkung hin beurteilt werden kann. Wer seine beliebte Abkürzung eines Tages für den Autoverkehr gesperrt findet, wird verständlicherweise verärgert sein. Sein Ärger wendet sich aber erst dann politisch, wenn er ihn in der zweiten Einstellung, der diskursiven, bearbeitet und er z.B. der Frage nachgeht, ob die Sperrung einem Promi die Ruhe sichern oder Grundschulkinder auf ihrem Schulweg schützen soll, mit anderen Worten: Ob es ein verallgemeinerungsfähiges Prinzip gibt, welches die Sperrung rechtfertigt – und eben davon hinge ab, was er wie und mit welchem Erfolg weiter unternehmen kann. Nur wenn ein Betroffener sich zugleich als Diskursteilnehmer verhält, er also von der ersten zur zweiten Einstellung, von privater Autonomie, in der ihn Zeit-  oder Geldverlust schmerzt, zu öffentlicher Autonomie übergeht, als deren Teilhaber er nach verallgemeinerungsfähigen Prinzipien fragt, verhält er sich also politisch. Politik als Diskurs gilt also unter der Voraussetzung, dass Politik die Form ist, in der eine Gesellschaft sich selbst steuert – und nur unter dieser Voraussetzung wird hier argumentiert – als eine Beziehung von strikter Gleichheit und Wechselseitigkeit.

Daraus ergibt sich: Von Politischem Lernen oder Politischer Bildung kann sinnvoll nur im Hinblick auf die zweite Einstellung, auf die Wendung von privater zu öffentlicher Autonomie gesprochen werden. Das Feld öffentlicher Diskurse zur Selbstverständigung der Gesellschaft ist mithin das eigentliche Feld politischen Lernens. Nur wenn Heranwachsende lernen, aus jener zweiten Einstellung öffentlicher Autonomie Vorgänge und Probleme wahrzunehmen, zu prüfen und zu ihnen zu argumentieren, kann politische Bildung der künftigen Autoren gesellschaftlicher Selbststeuerung gelingen.

Wird diese Überlegung zum zentralen Bezugspunkt politik-didaktischer Reflexion, so wird sich nicht nur die Aufmerksamkeit auf diskursive Strukturen und normative Gehalte schärfen, sondern auch auf die spezifischen Öffentlichkeiten, in denen sie sich artikulieren: von der Vielfalt zivilgesellschaftlicher, oft auch spontaner Formen (der Vereine, Nachbarschaften, Bürgerinitiativen, NGO’s etc.) über die institutionellen, verrechtlichten, i.d.R. parlamentarischen Formen des politischen Prozesses (vom Gemeinderat bis zum Bundestag) bis zur gesellschaftsweiten – oder weltweiten – Debatte in medialen und diskursiven Öffentlichkeiten um die Prinzipien und Maßstäbe, nach denen Grundfragen der Gesellschaft(en)geregelt werden sollen. Weil der Blick auf diese Felder und Problemstellungen immer aus der Perspektive realer, virtueller oder rekonstruierter Teilnahme im politischen Handlungsfeld fällt, bedarf eine auf Politik als Diskurs bezogene Didaktik auch keiner künstlich hinzugefügten „Handlungsorientierung“. Politik als Diskurs ist per se kommunikatives, diskursgerichtetes Handeln. Öffnende, die interne Öffentlichkeit der Lerngruppe überschreitende Elemente ergeben sich also aus der Herangehensweise selbst, die ohnehin keine Einschränkung auf bloß nachvollziehend aneignende Formen des Lernens verträgt. Zudem wird politisches Lernen, welches auf Politik als Diskurs geht, meist fallbezogenes Lernen sein, also eine Lernform präferieren, in der sich Konkretes und Allgemeines wechselseitig erhellen, und weil es um aktuell problematische Fälle gehen wird, werden auch Sachverhalte, Probleme und Personen real oder medial repräsentierbar sein. 

Aus der durch Politik als Diskurs konstituierten didaktischen Perspektive richtet sich der Blick aber auch sehr entschieden auf diejenigen Fähigkeiten, die Heranwachsende erwerben müssen, damit sie überhaupt die diskursive Struktur von Politik wahr nehmen können. Politische Didaktik muss vital an der Entwicklung jener Fähigkeiten interessiert sein, wie sie etwa im Literacy-Konzept der PISA-Studie ausbuchstabiert werden. Lesefähigkeit als elementare Teilhabefähigkeit an Gesellschaft zu verstehen, verlangt nicht nur, textbezogene Arbeitsweisen gegen modisch gewordene Diffamierungen zu rehabilitieren, sondern unterstreicht auch, dass gerade politisches Lernen an ausdifferenzierten sprachlichen Kompetenzen bis hin zur Fähigkeit logischer Subsumtion hängt. Ohne Aufmerksamkeit auf Lesefähigkeit und begriffliche Kompetenzen als Voraussetzungen gesellschaftlicher Teilhabe lassen sich die Lernpotentiale auch vorzüglicher öffentlichkeitsbezogener methodischer Ideen, wie sie sich etwa bei Gugel ( !997/98) finden, weder entfalten noch sichern.
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